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Zur Codification des öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaftsrechtes. 


Von Dr. Fritz Karmihski. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Das Religiousbekenntniß der unehelichen Kinder unter ſieben Jahren richtet ſich 
unbedingt nach dem Religionsbekenntniſſe der Mutter und kann von dieſer 


ſelbſtſtändig nicht geändert werden. 
Ausleitungen aus Aborten in Bäche. 
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Erledigungen. 


Zur Codiſtration des öſterreichiſchen Staatsbürger 
r ſchaftsrechtes. 
7 Von Dr. Fritz Karmiuski. 


Drei Menſchenalter gerade ſind nun vorüber, ſeit uuſer bürger⸗ 
liches Geſetzbuch eine allgemeine öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft rechtlich 
geſchaffen hat. Die rechtliche Entwicklung und Ausbildung der Staats⸗ 
bürgerſchaftsverhältniſſe hat in dieſen fünfundſiebzig Jahren, während 
welcher unſere Monarchie die größten Erſchütterungen und eingreifendſten 
Wandlungen erfahren hat, ihren ſteten, wenn auch wechſelvollen Fort⸗ 
gang genommen. Eine nicht unbetrüchtliche Anzahl von Geſetzen und 
Verordnungen, Decreten und Erläſſen hat, die bezuglichen Beſtimmungen 
unſeres bürgerlichen Geſetzbnches in umfaſſender Weiſe ergänzend und 
abändernd, durch die Hervorbringung einer Summe poſitiver Rechts⸗ 
grundſätze auf dieſem Gebiete unſere Rechtsentwicklung, insbeſondere 
was die Lehre von dem Erwerbe und dem Verluſte der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft betrifft, materiell zu einem gewiſſen Abſchluſſe ge⸗ 
deihen laſſen. Was dieſer Rechtsentwicklung jedoch bis heute noch fehlt, 
iſt. ihr voller Ausbau im Ganzen wie im Einzelnen, ihr pragmatiſcher 
Ausdruck in einem eigenen Staatsbürgerſchaftsgeſetze. Er: 

kungen der Staatsbügerſchaft in die knappen Formen eines Speeial⸗ 
geſetzes, von den Schwierigkeiten einer ſolchen erſchöpfenden Zuſammen⸗ 
faffung ganz zu ſchweigen, nicht nöthig erſcheint, jo nothwendig iſt dies 
für die Lehre von er Erwerbung und dem Verluſte der Staats⸗ 


A 


Wie die abſchließende Zuſammenfaſſung der Lehre von den Wir- 


bürgerſchaft. Das Deutſche Reich, bezw. der Norddeutſche Bund hat, auf 
der Vorarbeit des preußiſchen Staatsbürgerſchaftsgeſetzes vom 31. De⸗ 
cember 1842 weiterbauend, in dem Geſetze vom 1. Juni 1870 über 
die Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit 
dieſen formellen Abſchluß der Entwicklung erreicht. Unſer Zwillings⸗ 
bruder, Ungarn, hat, zum guten Theile die öſterreichiſche Entwicklung 
des Staatsbürgerſchaftsrechtes benützend und ihr in manchen Stücken 
zuvorkommend, mit dem Geſetzartikel L vom Jahre 1879 über den 
Erwerb und Verluſt der ungariſchen Staatsbürgerſchaft in einem Zuge 
das geſchaffen, woran unſere Rechtsentwicklung durch nun Dreiviertel 
| eines Jahrhunderts arbeitet. j 
Nun tritt auch an uns immer dringender die Mahnung herau, 
au dieſe Arbeit des formellen Abſchluſſes unſeres Staatsbürgerſchafts⸗ 
rechtes zu ſchreiten, nicht allein deshalb, weil der Mangel eines präcifen 
Staatsbürgerſchaftsgeſetzes uns im Verkehre mit deu Nachbarſtaaten nach 
ene e in mehr als einmal empfundenen Nachtheil bringt, 
ſondern in noch höherem Maße deshalb, weil unſerer Rechtsentwicklung 
auf dieſem Gebiete ohne dieſes beſondere Geſetz die Sicherheit fehlt. 
Durch den Charakter des Zufälligen und Unbeſtimmten, welcher unſerem 
Staatsbürgerſchaftsrechte vermöge ſeiner verſchiedenartigen und ſtück⸗ 
weiſen Entwicklung anhaftet, iſt auf dieſem Gebiete in manchen Punkten 
geradezu Rechtsunſicherheit erzeugt worden, insbeſondere da es der 
Praxis nicht immer gelungen iſt, dieſe Rechtsentwicklung mit den dies⸗ 
fälligen Beſtimmungen unſerer Staatsgrundgeſetze in vollen Einklang zu 
bringen, bezw. dieſelbe auf dieſer neuen Grundlage weiter zu führen. 
Das Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
bürger vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, welches in 
Art. 1, Al. 1 für alle Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder ein allgemeines öſterreichiſches Staatsbürgerrecht 
anerkennt, erklärt im Al. 2 desſelben Artikels, daß die Bedingungen, 
unter welchen das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht erworben, ausgeübt 
und verloren wird, durch „das Geſetz“ beſtimmt ſind. Wir wollen 
ſchon aus dem Gebrauche des Singulars an dieſer Stelle allein nicht 
folgern, daß der Geſetzgeber bei Erlaſſung dieſes Geſetzes die Emanation 
eines beſonderen Staatsbürgerſchaftsgeſetzes zur Durchführung dieſer 
verfaſſungsrechtlichen Beſtimmung verheißen habe, wiewohl uns dieſe 
Folgerung bei dem Umſtande, als wir ein Geſetz, welches all' das 
beſtimmt, deſſen Al. 2 des Art. 1 gedenkt, nicht haben und ein ſolches 
zur Zeit der Erlaſſung des berufenen Staatsgrundgeſetzes auch nicht 
beſtanden hat, naheliegend erſcheint. Halten wir aber unſere oben an⸗ 
geführte Beſtimmung mit derjenigen des Art. 4, Al. 3 desſelben 
Staatsgrundgeſetzes zuſammen, ſo werden wir aus inneren Gründen und 
ohne erſt jenes grammatikaliſchen Hinweiſes zu bedürfen, zu der An⸗ 
ſchauung geleitet, daß der Geſetzgeber bei der Emanation der angeführten 
ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmungen an die Erlaſſung eines beſonderen 
Geſetzes zu deren Durchführung gedacht hat. Nach der letztangeführten 
ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmung iſt die Freiheit der Auswanderung 


für den Oeſterreicher fortan nur durch die Wehrpflicht beſchränkt. Gegen⸗ 


2 


über dem Standpunkte des Auswanderungspatentes vom 24. März 1832 Rechte der Staatsbürger erheben. Die Erfüllung dieſer Forderung ſollte 


bildet dieſe verfaſſungsrechtliche Beſtimmung einen tiefgehenden Umſchwung, 
ja geradezu eine Umwälzung der diesfälligen rechtlichen Anſchauungen. 
An Stelle der unter ſtrengen Strafandrohungen ſtehenden Gebunden⸗ 
heit rückſichtlich der Auswanderung tritt grundſätzlich die allgemeine 
Auswanderungsfreiheit, welche nur durch die Wehrpflicht beſchränkt wird. 
Dieſe Beſchränkung, im Weſen die Aufhebung eines ohne dieſelbe dem 
Oeſterreicher gewährleiſteten ſtaatsbürgerlichen Grundrechtes, bedarf der 
genauen Beſtimmung und Begrenzung naturgemäß durch ein Geſetz. 
Ein ſolches Geſetz hat nun zu jener Zeit nicht beſtanden, ebenſo wenig, 
wie das im Al. 2 des Art. 2 berufene, welches der Natur der 
> Sache nach anch die Beſtimmung des Art. 4, Al. 3 St. G. G. durch⸗ 
zuführen hätte. 

Man wird unn einwenden, daß die Beſtimmung des Art. 4, 
ITS Wohrgeſetz vom 5. December 1868, bezw. durch § 54 
der Nuvelle zu demſelben vom. October 1882, R G. Bl. Nr. 153, 
in der That durchgeführt warde, daß es ſohmn zur, Durchführung dieſer 
Beſtimmung nicht erſt eines beſonderen Geſetzes bedürfe. Darauf möchten 
wir kurzweg erwidern: Dieſer $ 54 des Wehrgeſetzes und vie zu dem⸗ 
ſelben erfloſſenen Inſtructionen (§ 158) führen nicht einmal die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 4, Al. 3 durch, geſchweige denn, daß ſie irgendwie 
die Aufgabe des im Art. 1, Al. 2 berufenen Geſetzes auch nur zum 
kleinſten Theile löſen würde. Daß die bezogene wehrgeſetzliche Beſtimmung 
aber den Art. 4, Al. 3 nicht vollſtändig durchführe, beweiſt die bloße 
Leſung derſelben. Wir wollen damit nicht ſagen, daß Art. 4, Al. 3 
nicht thatſächlich durchgeführt ſei, aber dies iſt nicht durch $ 54 des 
Wehrgeſetzes, bezw. der Novelle zu demſelben, ſondern vielmehr 
durch den Erlaß des Miniſteriums für Landes vertheidigung 
vom 1. November 1882, Z. 1465, Pr. II a, geſchehen. Dies 
wieder beweiſt eine Vergleichung der angerufenen Normen und überdem 
die Thatſache, daß die Klagen über den Mangel einer bezüglichen 
Durchführungsvorſchrift in der Zeit vor Erfließen dieſes Erlaſſes ſeitens 
der berufenen Behörden häufig und dringlich waren, wie dies u. A. 
aus einem von der n. 5. Statthalterei an das Miniſterium des Innern 
erſtatteten Berichte, in welchem die Nothwendigkeit betont wird, 
den Art. 4, Al. 3 des citirten Staatsgrundgeſetzes „im geſetzlich en 
Wege näher auszuführen“, hervorgeht, auf welchen Bericht hin vom 
Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem Miniſterium für 
Landesvertheidigung in dem Erlaſſe vom 17. Juli 1870, 3. 3086, 
Weiſungen an die Hand gegeben wurden, um den zum Zwecke der 
Entziehung von der Erfüllung der Wehrpflicht bewertſtelligten Schein⸗ 
auswanderungen Wehrpflichtiger zu begegnen. Durch die ſtrengere Faſſung 
des §. 54 des Wehrgeſetzes in der Novelle vom J. 1882 und den 
Erlaß des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 1. November 
1882 iſt den dringendſten Mißſtänden und ſpeciell nur auf dem Gebiete 
des Auswanderungsrechtes, zum Theile abgeholfen worden. 

Dieſe Abhilfe verdanken wir aber den, unferen § 54 des Wehr⸗ 
geſetzes mehr ergänzenden als blos durchführenden Beſtimmungen des 
oben citirten Normalerlaſſes und nicht einer geſetzlichen Beſtimmung. 

Der thatſächliche Rechtsbeſtand iſt demnach der, daß ein Theil der 
verfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen über das Staatsbürgerrecht zum 
Theile geſetzlich gar nicht, zum Theile aber durch einen Miniſterial⸗ 
erlaß ſtatt durch ein Geſetz durchgeführt erſcheint. 

In dem bereits oben angeführten (im 9. Bande der Manz'ſchen 
Geſetzausgabe S. 322 abgedruckten) Miniſterialerlaſſe vom 17. Juli 
1870 iſt übrigens autoritativ anerkannt, daß „die nähere Ausführung 
des im dritten Abſatze des 4. Artikels des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes einem ſpäteren Geſetze über die Erwerbung und den 
Ver luſt der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft vorbehalten iſt.“ 
Damit iſt nun erklärt, daß ohne dieſes „ſpätere Geſetz“ eine definitive und 
wirkſame Regelung der in dem bezogenen Erlaſſe erörterten Verhältniſſe 
nicht gut thunlich iſt. Dem gegenüber iſt wohl die Frage zuläſſig, was 
dem entgegenſtehe, dieſes als nothwendig anerkannte ſpätere Geſetz zur 
Durchführung der in Rede ſtehenden verfaſſungsrechtlichen Beſtimmung 
nun endlich, nach bald zwanzigjähriger Wirkſamkeit der Staatsgrundgeſetze 
zu ſchaffen? 

Die Erlaſſung eines öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaftsgeſetzes ge⸗ 
hört daher zu jenen nicht wenigen Forderungen, die wir aus dem 
Titel der Durchführung des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen 


jedoch gegenwärtig nicht mehr lange aufgeſchoben bleiben. 
Nicht allein um gegenüber unſeren auf dieſem Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung fortgeſchrittenen Nachbarſtaaten “) nicht zurückzubleiben, nicht allein 
um unſerer Rechtsentwicklung ihren formellen Abſchluß zu verleihen und 
um die lange unerfüllte Verheißung des Staatsgrundgeſetzes endlich 
zur That werden zu laſſen, können wir eines klaren Staatsbürgerſchafts⸗ 
geſetzes nicht länger entrathen, ſondern in noch höherem Maße deshalb, 
um durch dasſelbe die da und dort diesſalls beſtehende Rechtsunſicherheit 
zu bannen und die volle Uebereinſtimmung mit den durch das Staats⸗ 
grundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger diesfalls 
geſetzten allgemeinen und der Durchführung im Einzelnen harrenden 
Anordnungen zu erzielen. Denn daß der herrſchende Zuſtand rückſicht⸗ 
lich der Durchführung dieſer ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmungen ein 
anomaler iſt, wird nach dem Vorſtehenden nicht beſtritten werden 
können. Wohin ſoll es führen, wenn man ſich nach faſt zwanzig Jahren 
zer Geltung unſeres Staatsgrundgeſetzes noch nicht darüber klar ge⸗ 
Tworden iſt, ob der Titel zur Erwerbung der Staatsbürgerſchaft durch 
Eintritt in einen öffentlichen Dienſt (§S 29 a. b. G. B.) nach Art. 3, 
Al. 2 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
bürger noch immer aufrecht beſtehe oder nicht? 

Ueberdem tritt durch die Erlaſſung des Landſturmgeſetzes 
vom 6. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 90, eine neue, dringendere Mah⸗ 
nung an uns heran, die Bedingungen des Erwerbes und Verluſtes der 
öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft in Durchführung der Art. 1 und 4, 
Al. 3 des mehrcitirten Staatsgrundgeſetzes geſetzlich zu regeln. Soll 
nicht ſpeciell rückſichtlich des Auswanderungsrechtes, bezw. rückſichtlich der 
Grenzen ſeiner Beſchränkung durch die Wehrpflicht gerade in Folge der 
Erlaſſung des Landſturmgeſetzes eine arge Verwirrung entſtehen, ſo iſt 
die geſetzliche Regelung dieſer Frage geradezu unaufſchiebbar, weun man 
nicht anders dabei bleiben will, ſtaatsgrundgeſetzliche Beſtimmungen ſtatt 
durch Geſetze durch Miniſterialerläſſe durchzuführen. 

Und noch Eines, wenn es auch nicht das Maßgebendſte iſt! Man 
beachte doch auch die Bedürfniſſe des praktiſchen Verwaltungsdienſtes! 
In ungemein vielerlei Normen, in Hof und Kanzleidecreten, Patenten 
und Verordnungen, Geſetzen und Erläſſen zerſtreut, ſind die über das 
Staatsbürgerſchaftsrecht geltenden Beſtimmungen nicht immer ohne 
größeren Zeitaufwand zu finden. Nun gar bei den alten ehrwürdigen 
Hofkanzleidecreten, einer Hauptquelle für das geltende Staatsbürgerſchafts⸗ 
recht, hat die Sache auch noch andere Schwierigkeiten. Der Beamte 
iſt dieſen gegenüber, zumal wenn er dem Zeitpunkte der Jubiltrung 
noch nicht gar nahe ſteht, in einer zweifachen Augſt befangen. Die eine 
iſt, dieſe ehrwürdigen Decrete in der Ehrfurcht gebietenden Reihe von 
hunderten Bänden der verſchiedenen Geſetzesſammlungen (übrigens in 
weiteren 20 Jahren werden für die nachwachſende Generation gewiſſe 
Normen auch in unſerem Reichsgeſetzblatte recht gut — verſteckt jein) 
überhaupt zu finden, und die „unfindbaren Decrete“ gehören, zumal 
deren Citirung mitunter eine verſchiedene iſt, im praktiſchen Dienſte 
keineswegs zu den Seltenheiten. Hat er ſie nun nach langem, für ihn 
und den Regiſtrator zeitraubendem Suchen endlich gefunden, ſo befällt 
ihn die nicht minder quälende andere Beſorgniß, ob denn dieſes viel⸗ 
geſuchte und ſo ſchwer gefundene Hofkanzleidecret am Ende nicht 
gar derogirt ſei, was man bekanntlich keineswegs immer genau wiſſen 
kann, wie die divergirenden Anſchauungen über die Wirkſamkeit des 
Auswanderungspatentes vom J. 1832 zur Genüge beweiſen. Für den 
praktiſchen Dienſt alſo iſt die endliche abgeſchloſſene Feſtſtellung des 
geltenden Staatsbürgerſchaftsrechtes in einem klaren Geſetze unbeſtreitbar 
eine Nothwendigkeit. Ein Grund mehr, mit der Schaffung dieſes Geſetzes 
endlich vorzugehen. 

Wie ſchon mehrfach hervorgehoben wurde, hat unſer Staatsbürger⸗ 
ſchaftsrecht in feiner Entwicklung materiell in der That einen gewiffen 
Abſchluß erreicht. Wir hätten uns alſo bei Erlaſſung eines öſterreichiſchen 


) Gerade zwiſchen 1870 und 1880 haben die meiſten europäiſchen 
Staaten ihre hier in Betracht kommende Geſetzgebung revidirt und beſondere 
Staats bürgerſchaftsgeſetze geſchaffen. Neben dem hier mehrgenannten deutſchen 
Bundesgeſetze und dem ungarischen Geſetzartikel L: 1879 wären insbeſondere 
das diesfallige neue engliſche Geſetz von 1870 (St. 33, Viet, c. 14) und das 
Schweizer Bundesgeſetz vom 3. Juli 1876 zu erwähnen. Man wird nicht 


fehlgehen, den Bancroft⸗Conventionen von 1868, bezw. den durch dieſelben 


gelöſten ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Conflicten einen beſtimmenden Einfluß auf 
die Inangriffnahme dieſer legislativen Reſormen in verſchiedenen Staaten bei⸗ 
zumeſſen. 


Staatsbürgerſchaftsgeſetzes, Einzelheiten abgerechnet, im Großen und 
Ganzen an das factiſch geltende und geübte Recht zu halten und im 
Weſentlichen nur dieſes zu — finden und zu ſtabiliſiren. Nur wenige 
Einzelheiten wären bei dieſer geſetzgeberiſchen Arbeit neu zu ſchaffen, das 
meiſte iſt nur zu präciſtren. Durch die Doctrin iſt dieſer legislatoriſchen 
Aufgabe in reichem Maße bereits vorgearbeitet. Der Umſtand, daß 
unſer allgemeines bürgerliches Geſetzbuch über die Staatsbürgerſchaft 
Normen enthält, hat dieſer im Weſen zunächſt nur ſtaatsrechtlichen 
Materie auch eine ſehr eingehende Behandlung ſeitens der Civiliſten 
gebracht, durch welche unſer Gegenſtand in ungemein hohem Maße 
gefördert wurde. Auch vom ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkte it der Gegen⸗ 
ſtand erſchöpfend erörtert und möchten wir hier namentlich die Schrift 
Milner's („Studien zum öſterreichiſchen Staatsrechte I: Die öſter⸗ 
reichiſche Staatsbürgerſchaft und der Geſetzartikel L: 1879 über den 
Erwerb der ungariſchen Staatsbürgerſchaft“, Tübigen 1880) hervorheben. 
(Vgl. den Nachweis über die einſchlägige Literatur bei Burckhardt, 
Syſtem des öſterr. Privatrechtes, II. Th., Wien 1884, wobei ins⸗ 
beſondere noch anzufügen wäre: Martitz, das Recht der Staats⸗ 
angehörigkeit im internationalen Verkehre, in Hirth's Annalen VIII. 
1875 und für die Rechtsgeſchichte unſerer Staatsbürgerſchaftsnormen 
des a. b. G. B. Harraſowsky, Geſchichte der Codification des öſter⸗ 
reichiſchen Civilrechtes, Wien 1868.) 

Hievon ausgehend, hat die vorliegende Arbeit ſich die Aufgabe 
geſtellt, die weſentlichſten Beſtimmungen des zu erlaſſenden Staatsbürger⸗ 
ſchaftsgeſetzes unter Berückſichtigung des geltenden Rechtes feſtzuſtellen. 
Die Richtpunkte dieſer Arbeit waren, wie oben erörtert wurde, im 
Allgemeinen gegeben. Es beſtrebt ſich auch dieſer ſelbſtverſtändlich blos 
als Studie gedachte Entwurf der erwähnten Geſetzesbeſtimmungen, wo⸗ 
möglich an dem geltenden Rechte festzuhalten, dieſes nur zu präciſiren, 


und- nur dort, wo die Nothwendigkeit unabweisbar iſt, im Geiſte unſerer 


Rechtsentwicklung mehr oder weniger bedeutſame Neuerungen zu ſetzen. 

Bezüglich des Einbürgernngsrechtes war die Aufgabe ungleich dank⸗ 
barer, als bezuglich des Auswanderungsrechtes. Während in Betreff des 
Erwerbes der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft in dem geltenden Rechte 
alle Elemente entwickelt find, iſt dies rückſichtlich des Verluſtes der 
Staatsbürgerſchaft nicht der Fall. Jnsbeſondere mußte das Auswanderungs⸗ 
recht zum Theile mehr ſelbſtſtändig bearbeitet werden, wobei der etwas 
engherzige Geiſt, in welchem die Beſchränkung der Auswanderungs⸗ 
freiheit durch die Wehrpflicht geſetzlich (S 54 des Wehrgeſetzes) und 
praktiſch (Erlaß des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 1. No⸗ 
vember 1882, 8. 1465 Pr. II a) aufgefaßt wird, genau beachtet 
werden, ja in der Frage nach der beſchränkenden Wirkung der Land⸗ 
ſturmpflicht gewiſſermaßen noch verſchärft werden mußte. 

Daß in manchen Punkten das deutſche und das ungariſche Staats⸗ 
bürgerſchaftsgeſetz einfach benützt zu werden brauchte, iſt bei dem Umſtande, 
als die Rechtsentwicklung des Staatsbürgerſchaftsverhältniſſes allenthalben 
denſelben allgemeinen Geſetzen folgt und insbeſondere in dem ungariſchen 
Geſetze in vieler Beziehung im Grunde genommen unſere eigene Rechts⸗ 
entwicklung Ausdruck gefunden hat, ganz ſelbſtverſtändlich. Indeß iſt bei 
der vorliegenden Arbeit das Beſtreben nicht zu überſehen, den der öſter⸗ 
reichiſchen Entwicklung des Staatsbürgerſchaftsrechtes eigenen beſonderen 
Charakter überall zu bewahren, was zumal rückſichtlich der principiellen 
Excluſivität des öſterreichiſchen Staatsbürgerrechtes feſtgehalten wurde. 
Aus der fremden Geſetzgebung war nur ſehr Weniges zu übernehmen. 

Eines noch möchte ich nicht unerwähnt laſſen, wiewohl dies ſach⸗ 
lich von ſehr untergeordnetem Belange fein mag und das iſt, daß die 
im Verkehre noch gebräuchliche Bezeichnung „Unterthan“ und „Unterthans⸗ 
verband“ in dieſem Entwurfe ans klarliegenden Gründen mit Vorbedacht 
vermieden wurde, nicht als ob hiemit irgend ein beſonderer Standpunkt 
präciſirt werden ſollte, ſondern lediglich deshalb, weil die Bezeichnung viel⸗ 
fach als veraltet gilt. Denn der Begriff der Unterthanſchaft *) an ſich iſt 
in gewiſſem Sinne auch jetzt noch ein giltiger, indem ja die Bezeichnung 
„Staatsbürger“ nur den Ausdruck für die ſtaatsrechtliche Beziehung des 


) Freilich iſt dieſer moderne Begriff der „Unterthanſchaft“ von dem der 
„Unterthänigkeit“, wie fie in dem Patente vom 1. November 1781 bei — mit 
dem zu gewärtigenden günſtigen Einflufſe „auf die Verbeſſerung der Landescultur“ 
und mit dem Hinweiſe darauf, daß auch „Vernunft und Menſchenliebe für dieſe 
Aenderung das Wort ſprechen“ begründeten — Aufhebung der Leibeigenſchaft 
geſchaffen wurde, ſo unendlich verſchieden, daß man füglich Bedenken tragen muß, 
für dieſen modernen Begriff dieſelbe Bezeichnung anzunehmen, wie für jenen 
akten nexus subditelae, ; 


Individuums zum Staate bildet und als Ausdruck für das ſtaats⸗ 
rechtliche Pflichtverhältniß zu dem Staatsoberhaupte der Be⸗ 
griff der Unterthauſchaft als ein vollkommen giltiger erſcheint. Da aber 
das Staatsbürgerſchaftsgeſetz vornehmlich die ſtaatsrechtliche Beziehung 
zum Staate im Auge hat, fo ſchien es entſprechender, ſich durchwegs an 
die, auch modernere, Bezeichnung Staatsbürger zu halten. Daß in den 
folgenden Sätzen gegebenen Falles von „Oeſterreichern“ und von dem 
„öſterreichiſchen Staatsgebiete“ ſtatt von „Angehörigen der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Läuder“ und von dem „Gebiete der 
u. ſ. w.“ die Rede iſt, dürfte wohl keine zu ſchwere Sünde fein. Um 
Mißdeutungen vorzubeugen, iſt indeß die ſtaatsgrundgeſetzliche Bezeich⸗ 
nung unſeres Vaterlandes hier nicht vermieden, fordert vielmehr pro- 
misene mit dem geſchichtlichen Namen Oeſterreich gebraucht. 


Im Folgenden verfuchen wir den Entwurf des bier behandelten 


Staatsbürgerſchaftsgeſetzes in den Hauptpunkten darzuſtellen—Dieſe 


Hauptpunkte find ungefähr in der Ordnung en- einander gereiht, wie fie 
als eine zukünftige Paragraphenfölge gedacht wird. Ebenſo iſt bei For⸗ 
mulirung der einzelnen Punkte an die Styliſirung der einzelnen Para⸗ 
graphe eines zukünftigen Staatsbürgerſchaftsgeſetzes gedacht, wie denn 
auch in den fortlaufenden Zahlen dieſer formulirten Punkte die eventuelle 
Abtheilung in Paragraphe vor Augen gehalten wurde. 

Den im Drucke durch den Durchſchuß und die Auführungszeichen 
hervorgehobenen formulirten Punkten eines zukünftigen Staatsbürger⸗ 
ſchaftsgeſetzes folgen bei jedem einzelnen Punkte die dahingehörigen Er⸗ 
örterungen. 

(Fortſetzung ſolgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


| El. 2 5 f 

Das Religionsbekenntniß der unehelichen Kinder unter fieben 
Jahren richtet ſich unbedingt nach dem Religionsbekenntniſſe der 
Mutter und kann von dieſer ſelbſtſtändig nicht geändert werden. 
Q 


. 


Der katholiſche Pfarrer in hat die unehelichen Kinder der 
Barbara V., einer Bekennerin der evangeliſchen Kirche A C., Namens 
Maria, geb. am 22. März 1875, und Anna, geb. am 7. Juli 1877, 
nach katholiſchem Ritus getauft, weil die Kindesmutter dies durch die 
Hebamme und die Taufpathen verlangte und ſich verpflichtete, dieſe ihre 
unehelichen Kinder gleich ihrem ehelichen im römiſch⸗katholiſchen Glauben 
zu erziehen. 

Dieſes brachte der evangeliſche Pfarrer A. C. in O. mittelſt 
der Eingabe de praes. 3. März 1881 der Bezirkshauptmannſchaft in 
L. zur Anzeige; er bezeichnete darin das Vorgehen des katholiſchen 
Pfarrers als geſetzwidrig und führte weiters Folgendes aus: Er habe 
ſich an den katholiſchen Pfarrer in L. um Uebermittlung von Dnpli⸗ 
caten der Taufſcheine der genannten Kinder gewendet, doch habe der 
Pfarrer dieſem Anſuchen nicht entſprochen und ſich zur Begründung der 
Geſetzmäßigkeit ſeines Vorgehens auf ein mit der Barbara V. in 
Gegenwart zweier Zengen aufgenommenes Protokoll berufen, laut deſſen 
die Genannte die Erklärung abgegeben hat, daß es ihr freier Wille ſei, 
daß die in Rede ſtehenden Kinder, welche fie nach katholiſchem Ritus 
taufen ließ, falls fie am Leben bleiben, im römiſch⸗katholiſchen Glauben 
erzogen werden. Schließlich ſtellte der evangeliſche Pfarrer in O. die 
Bitte, die Bezirkshauptmannſchaft möge im gegebenen Falle der Be⸗ 
ſtimmung des Art. 1 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 49, wonach uneheliche Kinder der Religion der Mutter zu folgen 
haben, Geltung verſchaffen und die Ausfolgung von Duplicaten an 
das Pfarramt in O. anordnen. 

Hierauf hat die Bezirkshauptmannſchaft in L. unterm 11. October 
1881, 3. 2243, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Da nach der Beſtimmung des Art. 2 des Geſetzes vom 25. Mai 
1868, R. G. Bl. Nr. 49, die Eltern berechtigt ſind, das Religions⸗ 
bekenntniß ihrer Kinder, welche noch nicht ſieben Jahre alt ſind, zu be⸗ 
ſtimmen, jo wird erkannt, daß Maria und Auna, die unehelichen Kinder 
der der evangeliſchen Religion A. C. angehörigen Witwe Barbara V. 
in L., welche nach römiſch⸗katholiſchem Ritus in L. getauft worden 
ſind, auch fernerhin im römiſch⸗katholiſchen Glauben zu erziehen ſeien, 
indem die bezogene Beſtimmung rückſichtlich der unehelichen Kinder keinen 
Unterſchied macht und die in Rede ſtehenden Kinder gemäß Art. 1 des 


citirten Geſetzes uur dann dem Religionsbekenutniſſe der Mutter zu 
folgen hätten, wenn nicht durch die Beſtimmung der Mutter das Gegen⸗ 
theil eingetreten wäre, oder wenn im Falle des Todes der unehelichen 
Mutter über die religiöſe Erziehung der hinterbliebenen Kinder zu ent⸗ 
ſcheiden geweſen wäre.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der evangeliſche Pfarrer in O. die 
Berufung an die Statthalterei eingebracht, in welcher geltend gemacht 
wird, daß, wenn die Argumentation dieſer Entſcheidung richtig wäre, 
dann überhaupt den Eltern das uneingeſchränkte Beſtimmungsrecht 
bezüglich der Religion ihrer Kinder zuſtehen würde. Ein jo weit gehendes 
Recht wollte aber das interconfeſſionelle Geſetz vom 25. Mai 1868 
den Eltern gewiß nicht einräumen; denn dieſes Geſetz beſtimmt aus⸗ 
drücklich, daß eheliche oder legitimirte Kinder, ſoferne beide Elterntheile 
einer und derſelben Religion angehören, der Religion ihrer Eltern 
Se be —gelliſchten Ehen eutſcheidet allerdings der Wille der Eltern 
über die Religion der Kinder — Von unehelichen Kindern — und ſolche 
und die in Rede ſtehenden — gilt die Beſtimmumg- daß fie der 
Rertgion der Mutter zu ſolgen haben. Der Ark. 2 des interconfeſſio⸗ 
nellen Geſetzes räume allerdings den nach Art. 1 zur Beſtimmung der 
Religion ihrer Kinder berufenen Eltern das Recht ein, einen Wechſel 
in der Religion des Kindes unter Bedingungen eintreten zu laſſen. 
Uneheliche Kinder, welche keine Eltern, ſondern nur eine Mutter haben, 
fallen offenbar nicht unter dieſe Beſtimmung. 


Die Bezirkshauptmannſchaft L. hat den Recurs des evangeliſchen 
Pfarrers in O. der Statthalterei mit dem Antrage auf Abweiſung 
vorgelegt, weil Art. 2 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 normirt, daß 
Eltern berechtigt ſind, das Religionsbekenntniß bezüglich jener Kinder 
zu ändern, welche noch nicht das ſiebente Lebensjahr zurückgelegt haben und 
dieſes Recht auch der unehelichen Mutter Barbara V. zugeſtanden werden 
muß, welche in weiſer Fürſorge für die Zukunft ihrer Kinder und um 
deren unehelichen Vater für eine Verbindung mit ihr günſtig zu ſtimmen, 
oder endlich vielleicht aus eigener Ueberzeugung dieſe Kinder frei⸗ 
willig nach römiſch⸗katholiſchem Ritus taufen ließ; übrigens auch der 
Abſatz 4 des Art. 1 des obigen Geſetzes, gemäß welchem Derjenige, 
dem das Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zuſteht, das 
Religionsbekeuntniß für dasſelbe zu beſtimmen hat, vermuthen läßt, daß 
ein ſolches Recht auch der unehelichen Mutter einzuräumen iſt, da der 
Umſtand, daß die leibliche Mutter weniger Einfluß auf die Erziehung 
ihrer Kinder haben ſollte, als ein Fremder, mit dem Geiſte des be⸗ 
zogenen Geſetzes nicht recht in Einklang gebracht werden kann. 

Mit dem Erlaſſe vom 14. April 1884, 3. 2748, hat die Statt⸗ 
halterei dem Recurſe des evangeliſchen Pfarramtes in O. aus den Gründen 
der angefochtenen Entſcheidung der erſten Inſtanz und mit Hinblick auf 
den Umſtand keine Folge gegeben, „daß, wenn auch nach Art. 1 des 
Geſetzes vom 25. Mai 1868 uneheliche Kinder der Religion der 
— im gegebenen Falle — evangeliſchen Mutter zu folgen haben, im 
Sinne des Art. 2 dieſes Geſetzes auch einer unverheirateten (verwitweten) 
Mutter geſtattet iſt, das Religionsbekenntniß ihrer unehelichen Kinder, 
welche noch nicht das ſiebente Lebensjahr zurückgelegt haben, freiwillig, 
wie es diesfalls geſchehen, zu beſtimmen.“ 

Den gegen dieſe Entſcheidung gerichteten Miniſterialrecurs des 
evangeliſchen Pfarramtes in O. hat der evangeliſche Oberkirchenrath 
wärmſtens befürwortend vorgelegt. Dabei wurde hervorgehoben: Die 
Anſicht der Statthalterei, daß die uneheliche Mutter das Recht habe, 
das Religionsbekenntniß der unehelichen Kinder zu beſtimmen, ſei un⸗ 
richtig, indem Art. 2 des interconſeſſionellen Geſetzes nur den in ge⸗ 
miſchter Ehe lebenden Ehegatten, keineswegs aber der unehelichen Mutter 
das Recht einräume, das Religionsbekenntniß der Kinder zu beſtimmen, 
reſpective zu ändern. Es wolle demnach über das Religionsbekenntniß 
der unehelichen Kinder der Barbara V. nach dem Begehren des evau⸗ 
geliſchen Pfarramtes in O. entſchieden und wegen Rectificirung der 
Matriken über dieſe beiden Tauffälle das Nöthige verfügt werden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am 4. Juni 
1886 ad Nr. 14.920 ex 1885 nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht über die Beſchwerde des 
evangeliſchen Oberkirchenrathes gegen die Entſcheidung der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in L. vom 11. October 1881, 3. 2243, und gegen 
die Entſcheidung der k. k. Statthalterei vom 14. April 1884, 3. 7248, 
betreffend die Religionsangehörigkeit der unehelichen vom katholiſchen 
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Dekanalamte in L. getauften Kinder der verwitweten, der evangeliſchen 
Kirche A. C. angehörigen Barbara V. geb. H., Namens Maria, geb. 
am 22. März 1875, und Anna, geb. am 7. Juli 1877, dieſe 
Entſcheidungen zu beheben und im Grunde der Beſtimmungen der 
Art. 1 und 2 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, 
auszuſprechen, daß die genannten Kinder zur Zeit ihrer Geburt und, 
da ein Religionswechſel der außerehelichen Mutter derſelben bis nun 
nicht ſtattgefunden hat, auch gegenwärtig als der evangeliſchen Kirche 
A. C. angehörig zu behandeln waren, bezw. zu behandeln ſind. 

Es wird ſonach angeordnet: 

1. Das genannte katholiſche Dekanalamt hat in ſeinem Geburts⸗ 
und Taufbuche bei den fraglichen Geburtsfällen unter ausdrücklicher 
Beziehung auf den gegenwärtigen Erlaß in der Rubrik „Anmerkung“ 
erſichtlich zu machen, daß die Eintragung der Kinder Maria und Anna 
als „katholiſch“ in Gemäßheit des Art. 8 des Geſetzes vom 25. Mai 
1868, R. G. Bl. Nr. 49, als rechtlich unwirkſam erklärt worden iſt 
und daß der eingetragene geſammte Inhalt dieſer Matrikenfälle in das 
Geburtsbuch der evangeliſchen Seelſorge A. C. zu O. übertragen wird. 

2. Das katholiſche Defanalamt in L. hat je einen, auch dieſe 
Eintragung enthaltenden Matrikenauszug bezüglich eines jeden der beiden 
Geburtsfälle an das evangeliſche Pfarramt in O. auszufolgen und hat 
das letztere dieſelben unter Hinweiſung auf die Thatſache der von der 
katholiſchen Seelſorge vorgenommenen Taufacte und auf dieſen die 
Uebertragung anordnenden hierortigen Erlaß in ſeine Matrik ein⸗ 
zutragen.“ —L, 


Ausleitungen aus Aborten in Bäche. 


Durch $ 64 des nieder.⸗öſterr. Waſſerrechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 
1870 (L. G. Bl. Nr. 56) iſt die der Geſundheit- ſchädliche Ver⸗ 
unreinigung der Gewäſſer als Waſſerfrevel erklärt worden. 

Im Sinne dieſer Beſtimmung hat eine politiſche Bezirksbehörde 
die Beſeitigung einiger von ihr vorgefundenen Abortausleitungen in einem 
zu einem Gebirgsflüßchen gehörigen Werkcanale den bezüglichen Werks⸗ 
und Hausbeſitzern aufgetragen: von der Anſicht ausgehend, daß jede 
Einleitung von Fäcalien in ein fließendes Gewäſſer im Allgemeinen 
geſundheitsſchädlich ſei, wenn deſſen Waſſermenge nicht bedeutend genug 
iſt, um die ihr zugeführten Fäcalien ſogleich zu verzehren. 

Im Inſtanzenzuge wurde dieſe Verfügung beſtätigt und hat auch 
das k. k. Ackerbauminiſterium mit dem Erlaſſe vom 22. November 
1886, Z. 14.103, nach Anhörung des oberſten Sanitätsrathes die be⸗ 
züglichen Recurſe abgewieſen. 

In den Gründen dieſer Entſcheidung wird unter Anderem auch 
ausgeführt, daß die Einwendung gegen die Competenz der politiſchen 
Behörden, „weil die Sanitätspolizei in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
der Gemeinde falle“, unbegründet ſei, weil nach den SS 75 und 77 
des nieder.⸗öſterr. Waſſerrechtsgeſetzes die Wahrnehmung aller öffentlichen 
Rückſichten, alſo auch der Sanitätsrückſichten, ſoweit ſolche in Waſſer⸗ 
benützungsangelegenheiten in Frage kommen, den politiſchen Behörden 
überwieſen ſind. 


Zu dieſer Frage iſt auch § 3 der nieder.⸗öſterr. Statthalterei⸗ 
verordnung vom 16. September 1886, Z. 41.848 (L. G. Bl. Nr. 48), 
betreffend Maßregeln gegen die Cholera, zu erwähnen: „Das Verbot der 
Verunreinigung fließender und ſtehender Gewäſſer iſt ſtrenge zu hand⸗ 
haben und daher unter keinen Umſtänden zu dulden, daß Fäcalmaſſen 
in Bäche, Teiche oder auf Dungſtätten geſchafft werden.“ P. v. H. 


Titeratur. 


Dr. Ch. Heinzerling: Die Gefahren und Krankheiten in der 
chemiſchen Induſtrie und die Mittel zu ihrer Verhütung und 
Bejeitigung Mit Rückſicht auf Coneeſſionsweſen und Gewerbegeſetzgebung. 
Halle a. S. Wilhelm Kua pp. Heft 1 (1885) bis X bereits erſchienen. 


Dieſes Werk bezweckt eine klare und überſichtliche Darſtellung der Ge⸗ 


fahren und ſchädlichen Einflüſſe, welche einerſeits für die Arbeiter, anderſeits⸗für 
die Oeffentlichkeit in den zur chemiſchen Technologie gehörigen Induſtrien vor⸗ 
kommen, wie auch der Mittel und Wege zu ihrer Beſeitigung. Der Verfaſſer 
ſcheidet es in einen kürzeren allgemeinen und einen ausführlicheren ſpe⸗ 


eiellen Theil, in jenem legt er die im Gebiete der geſammten chemiſchen 
Technologie vielfach wiederkehrenden Gefahren nend ſchädlichen Einwirkungen auf 
die Umgebung und die Mittel zu ihrer Beſeitigung (beiſpielsweiſe der Fabriks⸗ 
abwäſſer überhaupt) dar, während er in diefem dieſe Gefahren und Schäden, 
wie fie ſich bei den einzelnen Induſtriezweigen ergeben (des Hüttenrauches, 
der verſchiedenen Stanbarten u. a. m.) und die ſpeciellen Beſeitigungsmittel 
erörtert. Im ſpeciellen Theile knüpfen ſich daran Vorſchläge zu Abänderungen 
der Fabrifämethode und zu Schutzmaßregeln, und wird da, wo es erforderlich 
iſt, das Verſtändniß derſelben durch einen faßlichen Abriß des Ganges der 
Fabrikation erleichtert, ſo daß auch der Nichttechniker der Darſtellung mit 
Intereſſe folgen kann, zumal die wichtigeren Apparate und Einrichtungen durch 
zahlreiche Holzſchnitte verbildlicht werden. Betreff jener Induſtrien, in denen die 
Rohmaterialien oder die fertigen Producte giftige Wirkungen erregen, werden 
vor Allem die hieraus reſultirenden Krankheitserſcheinungen ſowie die prophylak⸗ 
tiſchen Mittel im kurzem aber genügendem Umrifſe ſkizzirt. Die in einzelnen 
Juduſtrien dunch Zufall oder auf bislang unerklärte Weile entſtandenen Unglücks⸗ 
fälle für die Arbeiter oder die Umgebung werden an geeigneter Stelle hervor⸗ 
gehoben, — und überdies die allgemeinen, auf die chemiſche Induſtrie ſich be⸗ 
ziehenden geſetzlichen Beſtimmungen (der Gewerbeordnung, des Conceſſions⸗ 
weſens, des Haftpflicht und Unfallverſicherungsgeſetzes) nicht nur mitgetheilt, 
ſondern auch die wichtigſten Punkte juriſtiſch beleuchtet. Auch geeignete, von 
hervorragenden Fabriken erlaſſene Fabriksordnungen werden mitgetheilt, — ſo 
daß ein Jeder, der ſich von Berufswegen mit der Arbeitshygiene zu befaſſen 
hat, oder ſonſtwie hiefür Intereſſe empfindet, der Verwaltungs-, Verſicherungs⸗ 
beamte, insbeſondere die Gewerbeinſpectoren, reichhaltiges Material im Werke 
vorfindet, welches in mannigfachen Richtungen verwerthbar iſt. Die bisher er- 
ſchienenen Hefte (1. Blei, 2. Zink, 3. Eiſen, 4. Queckſilber, 5. Kupfer, 6. Ab⸗ 
wäſſer, 7. Exploſioſtoffe, 8. Zündhölzerfabrikation, 9. Brauerei, 10. Alkohol⸗ 


Fabrikation) laſſen ein vollgiltiges Urtheil darüber zu, was man von den noch 


nachkommenden (Textilinduſtrie, Färberei, Bleicherei, Papier⸗, Zuckerfabrikation , 
Müllerei u. ſ. f.) zu gewärtigen hat, — ein ſehr zeitgemäßes und inſtructives 
Nachſchlagebuch behufs Orientirung über Vorkehrungen, durch welche die ſani⸗ 
tären Nachtheile mancher Induſtriezweige verhütet oder möglichſt verringert 
werden können. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Graffchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 


I. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 9. December 1885, Z. 23.751 — Militär, womit ein Auszug aus 
der neuen mit 1. Jänner 1886 in's Leben tretenden Inſtruction zur Durch⸗ 
führung der Wehrgeſetze verlautbart wird. ö 

II. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. — 2. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 14. December 1885, 3. 20.013 Forſt, womit die mit der 
Statthaltereiverordnung vom 2. Jänner 1884, Z. 7902, Präſ. (L. G. Bl. Nr. 1), 
kundgemachte Dislocation des forſttechniſchen Perſonales der politiſchen Verwaltung 
in Tirol und Vorarlberg und die territoriale Eintheilung und Abgrenzung der 
Forſtbezirke in einigen Punkten abgeändert werden. — 3. Kundmachung des 
k. k. Statthalters vom 30. December 1885, Z. 25.383 Militär, betreffend den 
neuen Militär⸗Zinstariſ und die Vergütungen ſür die Einrichtung der Neben⸗ 
erſorderniſſe. — 4. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 31. De⸗ 
cember 1885, 8: 23.063, betreffend die Aufhebung der Zollamtsexpoſitur in 
Eaſtel Teſino. — 5. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 3. Jänner 1886, 
3. 88 Cultur, betreffend die Abänderung der Statuten für Rindviehausſtellungen 
in Tirol. — 6. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 10. Jänner 1886, 
3. 20.894 — Militär, betreffend die Behandlung der zur Beobachtung oder Heilung 
in ein Militärſpikal abgegebenen Stellungspflichtigen bei ihrer Entlaſſung aus 
dem Spitale.— 7. Geſetz vom 25. Jänner 1886, wirkſam für die gefürſtete 
Grafſchaft Tirol, betreffend die Umlegung der Gemeindezuſchläge. 

III. Stück. Ausgeg. am 15. März. — 8. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 28. Jänner 1886, Z. 1946— Sanität, betreffend die Haltung von 
Hausapotheken. — 9. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 7. Februar 
18843, 3. 2702— Militär, betreffend den Stellungsplan pro 1886. — 10. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters vom 10. Februar 1886, Z. 2130 Militär, 
betreffend Activirung neuer Controlsſtationen für Urlauber, Reſerviſten und 
Landesſchützen, ſowie Abänderung von Controlstagen. — 11. Kundmachung des 
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Regelung der Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau in Vorarlberg. — 12. Kundmachung des 
k. k. Statthalters vom 25. Februar 1886, 3. 55 — Militär, betreffend die Ein⸗ 
reihung mehrerer Gemeinden in den neuen Militär⸗Zinstarif. 

IV. Stück. Ausgeg. am 3. April. — 13. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 4. März 1886, 8. 143 — Präſ., betreffend die Abänderung des 
§ 61 der Statuten der Tiroliſchen Gebäude⸗ und Mobilien⸗Brandverſicherungs⸗ 
anftalt. — 14. Geſetz vom 4. März 1886, wirkſam für das Land Vorarlberg, 
betreffend den durch die Heimatgemeinden an den Landesfond zu leiſtenden Erſatz 
der für Zwänglinge erwachſenen Verpflegskoſten. — 15. Geſetz vom 6. März 
1886, wirkſam für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, betreffend das Wahlrecht der 
diplomirten Techniker. — 16. Geſetz vom 1. März 1886, wirkſam für das Land 
Vorarlberg, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 8. Juli 1875 über die 
Einführung einer Hundetaxe. — 17. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
20 März 1886, 3. 5610— Gemeinde, betreffend die Einhebung einer Abgabe 
von den der Hauptzinsſteuer unterliegenden oder von derſelben nur zeitlich be⸗ 
freiten Objecten in den Städten Innsbruck und Bozen 

V. Stück. Ausgeg. am 29. April. = 18. Geſetz vom 28. März 1886, 
wirkſam für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, womit einige Beſtimmungen der 
Feuerpolizei⸗ und Feuerwehrordnung abgeändert werden. — 19. Geſetz vom 
20. März 1886, womit eine Bauordnung für das Land Vorarlberg erlaſſen 
wird. — 20. Geſetz vom 15. März 1886, wirkſam für das Land Borarlberg, 
betreffend die Anmeldung und Umgeſtaltung der Hypothekarrechte. — 21. Geſetz 
vom 24. März 1886, wirkſam für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, betreffend die 
Tragung der Koſten für die Aufſtellung von Wachen bei Viehſeuchen. 

VI. Stück. Ausgeg. am 21. Mai. — 22. Geſetz vom 29. März 1886, 
betreffend die Beſtrafung gemeingefährlicher forſtlicher Uebertretungen. 
23. Verordnung des k. k. Statthalters vom 27. April 1886, Z. 8499 Polizei, 
betreffend die Activirung eines directen Hauptſchubes auf der Strecke Villach⸗ 
Brixen. — 24. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 9. Mai 1886, 
3. 9200 — Militär, betreffend die Behandlung jener reclamirten Stellungs- 
pflichtigen der III. oder einer höheren Altersclaſſe, welche vom Vertreter des 
Heeres zurückgeſtellt, vom Vertreter der Landwehr jedoch zum Kriegsdienſte 
geeignet befunden wurden. — 25. Geſetz vom 24. April 1886, wirkſam für das 
Land Vorarlberg, betreffend die Abänderung des Landesgeſetzes vom 18. Sep⸗ 
tember 1878. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Nr. 1. Ausgeg. am 12. Jänner. — Allgemeines. Geſetz vom 
. Juni 1885, womit das Geſetz vom 3. April 1875 (R. G. Bl. Nr. 61), 

betreffend die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus (Phylloxera vastatrix) 
theilweiſe abgeändert und ergänzt wird. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 20. December 1885, womit die näheren Beſtimmungen zur Ausführung der 
88 7 und 8 des Geſetzes vom 27. Juni 1885 (R. G. Bl. Nr. 3 ex 1886), 
betreffend die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus, erlaſſen werden. 
3. 22.276. — In directe Abgaben und Staatsmonopole. Ermächtigung 
des k. k. Hauptzollamtes zu Trient zur Abfertigung von denaturirtem Olivenöl. 
Z. 23.267. 22. December. 

Nr. 2. Ausgeg. am 22. Jänner. — Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Jänner 
1886, womit für den Monat Februar 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
Z. 253-F. M. 

Nr. 3. Ausgeg. am 1. Februar. — Indirecte Abgaben und 
Staats monopole. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 25. Jänner 1886, 
betreffend den Vorgang bei der Einhebung und Verrechnung von Gebühren für 
die gerichtliche Anfertigung von Urkundenabſchriften zur Ueberſendung an die 
Gebührenbemeſſungsämter oder zur Aufbewahrung in der Urkundenſammlung des 
Gerichtes. Z. 1877. — Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes Krakau zur Ab⸗ 
fertigung von denaturirtem Olivenöl. Z. 37.804. 15. Jänner. — Abdruck von 
Nr. 15 R. G. Bl. — Aenderung im Tabakoerſchleißtarife. Z. 2997. 29. Jänner. 

— Punzirungsweſen. Abdruck von Nr. 16 R. G. Bl. 0 I . 

Nr. 4. Ausgeg. am 13. Februar. — Allgemeines. Vormerkbehandlung 
der Gegenſtände für die internationale Ausſtellung in Liverpool im Jahre 1886. 
8. 3867. 8. Februar. — Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die Pferde⸗ 
ausſtellung zu Wien im Jahre 1886. 3 3548. 8. Februar. 

Nr. 5. Ausgeg. am 18. Februar. Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 25, 23 R. G. Bl. — Geſtattung des 
Durchlöcherns der zu Frachtbriefen, Verladungsſcheinen zur See (polizze di 
carico) und Verladungsordres zu verwendenden Stempelmarken zu 5 kr. Z. 3234. 


k. k. Statthalters vom 18. Februar 1886, 2. 3399 Sanität, betreffend die 4. Februar. 


Nr. 6. Ausgeg. am 22. Februar. — Allgemeines. Fahr⸗ und Fracht⸗ 
preisermäßigung für active Staatsbedienſtete bei Reiſen auf Linien der in Privat⸗ 
verwaltung ſtehenden Eiſenbahnen. Z. 3007. 10. Februar. — Indirecte 
Abgaben und Staatsmonopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 19. Februar 1886, womit für den Monat März 1886 das Aufgeld be⸗ 
ſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren 
zu entrichten iſt. Z. 693-F. M. Abdruck von Nr. 22 R. G. Bl. 

Nr. 7. Ausgeg. am 27. Februar. — Indirecte Abgaben und 
Staats monopole. Abdruck von Nr. 26, 29 R. G. Bl. — Erlaß des k. k. 
Finanzminiſteriums vom 19. Februar 1886, Z. 3504, in Betreff der Zucker⸗ 
Verbrauchsabgabe für Maltoſe. 

Nr. 8. Ausgeg. am 19. März. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 36 
R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck von 
Nr. 37 R. G. Bl. 

Nr. 9. Ausgeg, am 23. März. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 

monopote. Abdruck von Nr. 35 R. G. Bi. Verordnung des k. k. Finanz⸗ 
miniſteriums vöm 18. März 1886, womit für den Monat April 1886 das 
Aufgeld beſtimmt wird, welches bet Vesdendung von Silber zur Zahlung der 
Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1109-F.M. — Caſſe⸗ und Verrechnungs⸗ 
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weſen. Beſorgung der Caſſe⸗ und Verrechnungsgeſchäfte bezüglich des Verwaltungs⸗ 


aufwandes der Revier⸗Bergämter in Stanislau, Jasko und Drohobycz durch die 
an dieſen Orten beſtehenden Steuerämter. Z. 6405. 5. März. 

Nr. 10. Ausgeg. am 31. März. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 45, 
41 R. G. Bl. — Ermächtigung des Directors der vereinigten ſächſiſchen Landes⸗ 
anſtalten zu Hubertusburg zur Ausſtellung von Leichenpäſſen. Z. 8215. 16. März. 
— Indirecte Abgaben und Staats monopole. Abdruck von Nr. 40 
R. G. Bl. Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die internationale Arbeiter⸗ 
Induſtrieausſtellung in Paris im Jahre 1886. Z. 8852. 23. März. 

Nr. 11. Ausgeg. am 8. April. Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 49, 46, 50 R G. Bl. 

Nr. 12. Ausgeg. am 10. April. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 53 R. G. Bl. 

Nr. 13. Ausgeg. am 22. April. — Indirecte Abgaben und Staat 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. April 1886, 
womit für den Monat Mai 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
3. 1600-F. M. 

Nr. 14. Ausgeg. am 24. April. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 59 
R. G. Bl. 

Nr. 15. Ausgeg. am 5. Mai. — Indirecte Abgaben und Staat 
monopole. Abdruck von Nr. 62 R. G. Bl. 

Nr. 16. Ausgeg. am 10. Mai. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Vormerkbehandlung der zur internationalen Ausſtellung von Veloci⸗ 
pedes und Sportgegenſtänden nach Wien einlangenden Gegenſtände. Z. 11.390. 
19. April. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Hofrath Georg Ritter von Zimmermann 
zum Vicepräſidenten der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät Meg dem Hofrathe und Director der k. k. Privat⸗ und 
Familienfondsgüter in Prag Joſeph Bertel anläßlich deſſen Penfionirung die 
Allerhöchſte Anerkennung ausſprechen laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector im Ackerbauminiſterium 
Regierungsrathe Joſeph Held und dem Oberforſtrathe in dieſem Miniſterium 
Johann Salzer den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe erſter Kategorie Dr. Ernſt 
Schmit Ritter von Tavera das Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens mit 
dem Sterne verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Leiter der Bezirks⸗ 


hauptmannſchaft in Parenzo Karl von Gumer anläßlich deſſen Benfionirung 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Baden Oskar Freiherrn 
Laſſer von Zollheim zum Regierungsrathe der Landesregierung in Klagen⸗ 
furt ernannt. 2 

Seine Majeſtät haben dem Cuſtos des phyſikaliſch⸗aſtronomiſchen Hof⸗ 
cabinetes Dr. Jofeph Kriſt bei deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Anerkennung 
bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur der böhmiſchen Statthalterei 
Johann Bolleſchka das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Handelsminiſterium 
Moriz Jettel den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Franz Seitz in Molfetta zum 
unbeſoldeten Viceconſul ernannt. ! 


Der Miniſterpräſideut als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Heinrich Freiherrn Pachner von Eggenſtorf zum Bezirks⸗ 
hauptmann und den Regierungsſecretär der Landesregierung in Klagenfurt Albert 
ea eſegg zum Statthaltereiſecretär in Niederöſterreich 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizei⸗Obercommiſſär Karl Pelzl zum Polizeirathe und den Coneipiſten Karl 
Frenner zum Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten der Finanzdirection in 
Trieſt Franz Weiſeitl zum Rechnungsrathe ernannt. 

3 Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Ignaz Lezanowsky und 
die Poſtcontrolore Wenzel Hollei, Karl Serp und Johann Köhler zu Ober⸗ 
poſtverwaltern, ferner den Poſtverwalter Franz Zabrausky, den mit Titel und 
Charakter eines Oberpoſtcontrolors bekleideten Poſtcontrolor Rudolph Gams und 
die Poſtcontrolore Wenzel Wiktorin, Sigmund Pacholik, Alois Jordan, 
Friedrich Eggenthaler, Franz Zagjeek, Karl von Rottenberger, Alfred 
von Streitenfels, Joſeph Kröckl, Thomas Schneider und Johann Teufel⸗ 
hart zu Oberpoſtcontroloren der k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection in Oeſter⸗ 
reich unter der Enns ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberförſter Joſeph Onſchan zum Vice⸗ 
forſtmeiſter der Görzer Forſt⸗ und Domänendirection ernannt. 


Erledigungen. 


Verwaltersſtelle im neuerbauten Schlachthauſe in Gmunden mit 600 fl., 
Naturalwohnung und Holzdeputat, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 297.) 

Bezirkshauptmannsſtelle bei den politiſchen Behörden in Oberöſterreich in 
der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell Statthaltereiſecretärsſtelle in der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Jänner. (Amtsbl. Nr. 297.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen, bis 5. Jänner. (Amtsbl. Nr. 297.) 
* n in der eilften Rangsclaſſe, bis 25. Jänner. (Amtsbl. 


Forſtinſpectionsadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den k. k. 
politiſchen Behörden in Steiermark mit Reiſepauſchale von 350 fl. und Kanzlei⸗ 
pauſchale von 36 fl., bis 20. Jänner. (Amtsbl. Nr. 1 ex 1887.) 


Auszug aus dem Verlags- Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz'sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 


Zehnter Band. I. Abth.: Die Vorschriften über die Erfüllung der 
Wehrpflicht im k. k. Heere (Kriegsmarine) und in der k. k. Landwehr. 
Mit einem ausführlichen alphabetischen und chronologischen Register. 
5. neu bearbeitete Auflage kl. 8. 1884. (VIII, 650 8.) 2 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 3 fl. 

Zehnter Band. II. Abth.: Das Gesetz vom 13. Juni 1880, betreffend 
die Militärtaxe, den Militärfond und die Unterstützung der hilfsbedürftigen 
Familien von Mobilisirten, das Volkszählungsgesetz, das Einquartierungs- 
gesetz, sowie das Gesetz vom 16. pril 1873, betreffend die Deckung des 
Pferdebedarfes in Mobilisirungsfällen sammt allen hiezu erflossenen Durch- 
führungsbestimmungen und Nachtragsverordnungen. Mit einem ausführlichen 
alphabetischen und chronologischen Register. 5. neu bearbeitete Auflage, 
kl. 8. 1884. (VIII, 199 S.) 1 fl. 
in englische Leinwand gebunden 1 fl. 50 kr. 

Elfter Band. I. Abth.: Das allgemeine Handelsgesetzbuch vom 
17. December 1862, sammt dem Einführungsgesetze, allen darauf bezüg- 
lichen ergänzenden und erläuternden Verordnungen und den grundsätzlichen 
Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes. Die Vorschriften über Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaften, Versicherungsanstalten, Wäg- und Mess- 
anstalten, Lagerhäuser und das Eisenbahn-Betriebsreglement. 13.. Auflage, 
kl. 8. 1885. (VIII, 364 S.) 1 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden ! 2 fl. 

Elfter Band. II. Abth.: Wechselordnung. Wechselstempel. Gesetze 
über die Börsen und die Handelsmäkler. Börseordnungen für Wien, Prag 
und Triest, dann für die Frucht- und Mehlbörse in Wien. Gesetze über 
die Promessen- und Ratengeschäfte. Mit allen nachträglichen Verordnungen, 
den grundsätzlichen’ Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes, den Kund- 
machungen der Wiener Börsekammer etc, 11. vermehrte Auflage. kl..8 
1885. (VIII, 263 S.) 1 fl. 
in englische Leinwand gebunden 1 fl. 50 kr. 

Zwölfter Band. Das Gebührengesetz; das Taxgesetz; das Gesetz über 
den Stempel von Spielkarten, Kalendern, Zeitungen und Ankündigungen, 
sammt allen zu diesen Gesetzen erflossenen Nachtrags ver ordnungen und 
Erläuterungen und den einschlägigen Erkenntnissen des Verwaltungs- 
gerichtshofes, mit Rücksicht auf den vom 1. Juli 1885 an wirksamen 
Unterricht über die formelle Geschäftsbehandlung der unmittelbaren Ge- 
bühren. 10. ergänzte Auflage. kl. 8. 1886. (X, 638-8.) 2 fl. 50 kr. 
in englische Leinwand gebunden 3 fl. 


r t nm 
DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 

den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 

Bogen 34 der Erkenntniſſe 1886. 5 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich E. Gruß. 


